5 Ausgabe A. 


Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


— . —— — — ᷑—— — 
Nr. 75 Ausgegeben Danzig, den 23. Dezember 1932 
ä ———— —ů—— an 


Verordnung zur Durchführung der Verordnung betreffend Vermittlungsverfahren zur Schulden⸗ 
regelung landwirtſchaftlicher Betriebe vom 11. November 193ꝶ n: S. 835 


— 8 


181 Verordnung 


zur Durchführung der Verordnung über Kündigungsſchutz für Pächter landwirtſchaftlicher 
Grundſtücke vom 15. November 1932 (G. Bl. S. 751). 
Vom 16. 12. 1932. 


Auf Grund des Artikel IV 8 4 der Dritten Verordnung über Maßnahmen auf dem Gebiet der 
Zwangsvollſtreckung ſowie über Kündigungsſchutz für Pächter landwirtſchaftlicher Grundſtücke vom 
15. November 1932 (G. Bl. S. 751) wird folgendes verordnet: 


8 1 

Ein Pächter, der insgeſamt mehr als 100 ha bewirtſchaftet, hat einem Antrag aus Artikel IV 8 1 
der Verordnung ein Verzeichnis ſeiner Gläubiger und Schuldner ſowie eine Zuſammenſtellung der 
Pachteinnahmen und ausgaben aus den Wirtſchaftsjahren beizufügen, auf die ſich der Pachtzinsrück⸗ 
ſtand bezieht. 

Bringt er dieſe Unterlagen oder ſonſtige für die Beurteilung ſeiner wirtſchaftlichen Verhältniſſe 
erforderliche Beweismittel nicht binnen einer ihm vom Amtsgericht geſetzten Friſt bei, ſo iſt der An⸗ 
trag abzulehnen. 

8 2 

Ein Antrag aus Artikel IV S 1 der Verordnung iſt ferner abzulehnen, 

a) wenn das Vergleichs⸗ oder das Konkursverfahren über das Vermögen des Pächters er⸗ 
öffnet iſt, 

b) wenn der der Kündigung zugrunde liegende Pachtzinsrückſtand ſich ganz oder zum Teil auf die 
Zeit vor dem 1. Januar 1931 bezieht, es ſei denn, daß der Pächter inzwiſchen mindeſtens 
ſo viel an Pachtzins gezahlt hat, wie der bis dahin geſchuldete Nückſtand beträgt oder daß 
dieſer Betrag beim Inkrafttreten der Verordnung geſtundet war. 


83 
Im Sinne von Artikel IV 8 3 der Verordnung gilt das Grundſtück auch dann als geräumt, wenn 
der Pächter ſich zwar noch auf dem Grundſtücke befindet, aber den Wirtſchaftsbetrieb weder ſelbſt 
führt noch durch einen anderen führen läßt. 
8 4 
Die Verordnung tritt mit Wirkung vom 19. November 1932 in Kraft. 


Danzig, den 16. Dezember 1932. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Ziehm Dr. Hoppenrath 


182 Verordnung 


zur Durchführung der Verordnung betreffend Ver mittlungsverfahren zur Schuldenregelung landwirt⸗ 
ſchaftlicher Betriebe vom 11. November 1932 (G. Bl. S. 741). 
Vom 16. 12. 1932. 


Auf Grund des $ 30 der Verordnung betreffend Vermittlungsverfahren zur Schuldenregelung 
Undwirtſchaftlicher Betriebe vom 11. November 1932 (G. Bl. S. 741) wird folgendes verordnet: 


0 (Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 31. 12. 1932.) 


836 
8 1 
Im Sinne des $ 12 Nr. 4 der Verordnung gelten als „geſetzliche Vorſchriften“ auch die mit Ge⸗ 
nehmigung der Staatsaufſichtsbehörde erlaſſenen Satzungen von Kreditanſtalten und als „Inſtitute, 
die ſich nach geſetzlicher Vorſchrift mit der Gewährung langfriſtiger Kredite befaſſen“, auch die öffent⸗ 
lichen Sparkaſſen. 
8 2 
Für die Eintragung und die Löſchung des Vermerks über die Eröffnung des Vermittlungsver⸗ 
fahrens (SS 14 und 28 der Verordnung) werden Stempel und Gebühren nicht erhoben. 


8 3 
Zum Zwecke der Feſtſtellung, inwieweit ein Gläubiger, deſſen Forderung zur Zeit der Eröff⸗ 
nung des Vermittlungsverfahrens durch eine Hypothek geſichert üt, als nicht geſichert gilt (§S 19 Abſ. II 
der Verordnung), hat das Gericht nach Eröffnung des Vermittlungsverfahrens (§ 5 Abſ. I der Ver⸗ 
ordnung) gemäß $ 2 der Dritten Verordnung zur Durchführung der Verordnung über Maßnahmen 
auf dem Gebiete der Zwangsvollſtreckung vom 9. Auguſt 1932 (G. Bl. S. 667) das Gutachten 
eines landwirtſchaftlichen Sachverſtändigen einzuholen und den Verſteigerungswert feſtzuſetzen. 


8 4 

Für die Feſtſtellung, ob die Belaſtung eines Grundſtücks die in $ 19 Abſ. II der Verordnung 
bezeichnete Grenze erreicht, iſt nur der Kapitalbetrag oder der Kapitalwert der aus dem Grundbuch 
erſichtlichen dinglichen Rechte in Anſatz zu bringen; Rechte, die durch Eintragung einer Vormerkung 
geſichert ſind, werden wie eingetragene Rechte berückſichtigt. Als Kapitalwert gilt bei ablösbaren 
Rechten die Ablöſungsſumme. Iſt das Recht nicht ablösbar, fo iſt der Kapitalwert durch Schätzung 
zu ermitteln; die Vorſchrift des § 9 der Zivilprozeßordnung gilt ſinngemäß; Grunddienſtbarkeiten, 
Vorkaufs⸗ und Wiederkaufsrechte ſowie Rechte, die allein dem Grundſtückseigentümer zuſtehen, werden 
nicht berückſichtigt. 

8 5 

Für das Vermittlungsverfahren wird nach Maßgabe des deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes in der in 
Danzig geltenden Faſſung eine Gebühr in Höhe von zwei Zehnteilen der Sätze des § 8 daſelbſt er⸗ 
hoben; die Gebühr iſt mit Stellung des Antrages fällig. Als Wert iſt der Verſteigerungswert des 
Betriebes ($ 2 der Dritten Verordnung zur Durchführung der Verordnung über Maßnahmen auf 
dem Gebiete der Zwangsvollſtreckung vom 9. Auguſt 1932 — G. Bl. S. 667 —), bei Pachtbetrieben 
der auf den Pächter entfallende Teil des Verſteigerungswertes zugrunde zu legen. Iſt ein Verſteige⸗ 
rungswert nicht feſtgeſtellt, ſo ſetzt das Gericht den Wert nach freiem Ermeſſen feſt. Die Gebühr er⸗ 
mäßigt ſich auf die Hälfte, wenn ſich das Verfahren vor Anberaumung des Vermittlungstermins er- 
ledigt. Die in Satz 1 beſtimmte Gebühr wird auch für die Beſchwerdeinſtanz erhoben. 

Der Rechtsanwalt erhält für die Vertretung im Vermittlungsverfahren eine Gebühr nach Maß⸗ 
gabe der deutſchen Gebührenordnung für Rechtsanwälte in der in Danzig geltenden Faſſung. Für die 
Vertretung eines Gläubigers erhält er eine Gebühr in Höhe von drei Zehnteilen der Sätze des $ 9 
daſelbſt; der der Berechnung zugrunde zu legende Wert beſtimmt ſich nach dem Intereſſe des Gläu⸗ 
bigers. Für die Vertretung des Schuldners erhält der Rechtsanwalt eine dem Wert (Abſ. 1 Satz 2 
und 3) und dem Umfang ſeiner Tätigkeit entſprechende angemeſſene Gebühr; der § 88 Satz 2 der 
Gebührenordnung für Rechtsanwälte gilt entſprechend. Die gleichen Gebühren erhält der Rechtsanwalt 
für die Vertretung in der Beſchwerdeinſtanz. 


§ 6 
Die Verordnung tritt mit Wirkung vom 19. November 1932 in Kraft. 


Danzig, den 16. Dezember 1932. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Ziehm Dr. Hoppenrath 


Schriftleitung Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


